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hat die 10, Zivilkammer des Landgerichts Stuttgart

auf die mündl iche Verhandlung vom 27. September 2010
durch

Richter am Landgericht Gerber

als Einzelrichter

für Recht erkannt:

1.  Die Beklagte wird veruf te i l t ,  an die Kläger in 5.206,57 €

- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 475,31€ sei t  dem 06,06,2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 48,47 € seit dem 05,05,2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 544,15  €  se i t  dem 15.1  1  .2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 494,99 € sei t  dem 05.08.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 16,47 € sei t  dem 18.04.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetraq

von 38 ,12  €  se i t  dem 21.05 .2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 64,92 € sei t  dem 06.03.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 73 ,38  €  se i t  dem 21.03 .2008

nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 96 ,14  €  se i t  dem 15.04 .2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 50,65 € sei t  dem 18.03.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 70,46 € seit dem 30.04.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 20 ,19  €  se i t  dem 17.05 .2008
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- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 890,51  €  se i t  dem 03.06 .2009
- nebsi 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 30,73 € seit dem 12.02,2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 67 ,68  €  se i t  dem 01.01 .2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 352,50 € sei t  dem 22.04.2009

- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 30,99 € sei t  dem 07,04.2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 1 17,87 € sei t  dem 05,05.2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen tiber dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 28,45 € sei t  dem 05,05,2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 1 .206,92 € sei t  dem 16.06.2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 146,99 € sei t  dem 29,07.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 21,74 € sei t  dem 03.05.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 92,33 € sei t  dem 03,03.2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 131 ,83 € sei t  dem 02.02.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 1 5,70 € seit dem 29,01.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 12 ,48  €  se i t  dem 21,03 .2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 66,60 € sei t  dem 18.04.2008

sowie weitere 459,40 € nebst 5 Prozentpunkten Zinsen hieraus über dem Basiszins-

satz sei t  dem 16.07.2009 zu bezahlen.
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lm Übrigen wird die Klage abgewiesen,

2. Von den Kosten des Rechtsstreits trägt die Klägerin 4 % und die Beklagte 96 %.

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar, für die Klägerin jedoch nur gegen Sicherheits-

le istung in Höhe von 110 % des zu vol lstreckenden Betrages.

Die Kläger in kann die Vol lstreckung durch Sicherhei ts le istung in Höhe von 110 %

des zu vollstreckenden Betrages abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Voll-

streckung Sicherheit in gleicher Höhe Ieistet.

Streitwert: 5.438,74 €

Tatbestand

Die Klägerin betreibt eine Autovermietung und macht gegenüber der Beklagten aus

abgetretenem Recht ihrer Kunden in 29 Einzelfällen resttiche Ansprüche auf Zahluno
von Mietwagenkosten geltend.

Den betreffenden Anmietvorgängen liegen jeweils Verkehrsunfälle zugrunde, an wel-
chen jeweils der Kunde der Klägerin sowie ein bei der Beklagten haftpfl ichtversichertes
Fahrzeug beteil igt waren. Die Haftung der Beklagten dem Grunde nach ist in sämtlichen

Verkehrsunfällen unstreit ig. Der Streit der Parteien dreht sich allein um die Höhe der
erstattungsfähigen Mietwagenkosten aus den 29 streitgegenständlichen Mietwagen-

rechnungen, wobei die Beklagte auf die jeweil igen Mietwagenrechnungen außergericht-
l ich bestimmte Beträge bezahlt hat.

Die Klägerin kalkulierte nach ihrem Vortrag sämtliche streitgegenständlichen Miet-

wagenrechnungen (Anlagen K 1 - K 29) auf der Basis des Schwacke-Mietpreisspiegels

2007 lNormaltarif. Ausgenommen hiervon sind lediglich die Einzelfälle Nr. 1 und Nr. 25,

welche auf der Basis des zum damatigen Zeitpunkt noch mit der Beklagten bestehenden

Mietwagentableaus (Anlage K 30) kalkutiert waren. Die jeweil igen Ansprüche auf Erstat-
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tung der noch ausstehenden Mietwagenkosten wurden ausweislich der Mietwagenrech-

nungen an die Klägerin abgetreten. Die vorliegend geltend gemachten restl ichen Miet-

wagenkosten wurden jeweils um die Position ,,Winterreifen" bereinigt.

Die Kläger in t rägt  im Rahmen ihrer Klagebegründung im Wesent l ichen vor,  dass s ie zur

Geltendmachung der restl ichen Mietwagenkosten aktivlegitimiert sei, Die jeweil igen Ab-

tretungserklärungen seien wirksam. Die Klägerin verstoße mit der Geltendmachung der

ausstehenden Mietwagenkosten auch nicht gegen Vorschriften des Rechtsberatungs-

gesetzes bzw. des Rechtsdienstleistungsgesetzes. Die Klägerin besorge vorliegend

keine fremden Rechtsangelegenhei ten der geschädigten Kunden, sondern eine eigene

Angelegenhei t ,  da es ihr  nur darum gehe, die durch die Abtretung eingeräumte Sicher-

heit zu venruirklichen.

Die Klägerin macht weiter geltend, dass aus den streitgegenständlichen Mietwagen-

rechnungen hervorgehe, dass die in Rechnung gestellten Mietwagenkosten auf

der Grundlage des sog. Schwacke-Normaltarifs 2007 berechnet worden seien. Die auf

der Basis des Schwacke-Mietpreisspiegels kalkulierten Mietwagenrechnungen würden

den gemäß S 249 Abs. 2 BGB zur Schadensbeseitigung objektiv erforderlichen und

damit ersatzfähigen Herstellungsaufwand darstellen. Nach der maßgeblichen Recht-

sprechung des BGH sowie nach der Rechtsprechung des OLG Stuttgart und zahlreicher

weiterer Oberlandesgerichte stehe fest, dass die Höhe der erstattungsfähigen Mietwa-

genkosten gemäß S 287 ZPO auf der Grundlage des Schwacke-Mietpreisspiegels 2007

bemessen werden könne, Der demgegenüber von der Beklagten herangezogene

Marktpreisspiegel Mietwagen Deutschland 2008 des Fraunhofer-lnstituts sei hingegen

nicht geeignet, den Schwacke-Mietpreisspiegel als Basis für die richterl iche Schadens-

schätzung in Frage zu stellen. Wegen des umfangreichen Vortrags der Klägerin zur

Erhebungsmethodik und Eignung für die richterl iche Schadensschätzung in Bezug auf

den Schwacke-Mietpreisspiegel einerseits und die Fraunhofer-Versicherungspreisliste

andererseits wird auf die Schriftsätze der Klägerin verwiesen.

Die Klägerin betont hierbei insbesondere, dass die von ihr in Rechnung gestellten Miet-

wagenkosten auf der Basis des Schwacke-Mietpreisspiegels 2007 - Normaltarif - kalku-

liert worden seien. Soweit die Beklagte der Meinung sei, dass die Klägerin vorliegend

einen überteuerten Unfallersatztarif abgerechnet habe, sei dies nicht zutreffend.
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Soweit die Beklagte vorliegend Internet-Vergleichsangebote vorgelegt habe, seien diese

nicht geeignet, die Berechtigung der hier in Rechnung gestellten Mietwagenkosten der

Höhe nach anzugreifen. Für die Geschädigten bestehe entgegen der Auffassung der

Beklagten keine Verpfl ichtung, einen Mietwagen über das Internet zu bestellen. Die von

der Beklagten vorgelegten Angebote seien darüber hinaus auch bereits unter dem Ge-

sichtspunkt der erheblichen Zeitspanne zwischen dem jeweil igen Verkehrsunfall und der

Einholung des lnternetangebots nicht geeignet, die konkret in Rechnung gestellten

Mietwagenkosten der Höhe nach in Frage zu stellen. Zudem würden Internetangebote

einen Sondermarkt darstellen und dürften zw Bestimmung des erstattungsfähigen

Normaltarifs bereits aus grundsätzlichen Überlegungen heraus nicht herangezogen werden.

Darüber hinaus werde bestritten, dass die von der Beklagten vorgelegten lniernetangebote

zu den jeweils streitgegenständlichen Anmietzeiträumen erhältlich gewesen sind.

Die l(ägerin vertritt weiter die Auffassung, dass die Geschädigten vorliegend entgegen
der Auffassung der Beklagten nicht gehalten gewesen seien, sich nach weiteren Miet-

wagenangeboten zu erkundigen, nachdem sie die Fahrzeuge zum erstattungsfähigen

Normaltarif angemietet hätten,

Da die Geschädigten die Fahrzeuge zum Normaltarif gemäß Schwacke-Mietpreisspiegel

angemietet hätten, gehe im Übrigen auch der Vorwurf der Beklagten in Bezug auf ein
angebliches Aufklärungsversch u lden der Klägerin ersichtlich fehl,

Die Klägerin beziffert die geltend gemachten restl ichen Mietwagenkosten aus den 29

streitgegenständlichen Rechnungen auf insgesamt 5.438,74 €. Des weiteren verlangt

die Klägerin noch die Erstattung vorgerichtl ich entstandener Rechtsanwaltsgebühren in

Höhe von 459,40 €,

Die Klägerin beantragt,

die Beklagte zu verurtei len,  an die Kläger in 5.438,74€

- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 475,31€ seit dem 06,06.2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 48,47 € seit dem 05.05.2009
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- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 544,15 € seit dem 15.1 1 .2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 494,99 € seit dem 05.08.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 16,47 € seit dem 18.04.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 38,12 € sei t  dem 21.05.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 64,92 € seit dem 06.03.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 73,38 € sei t  dem 21.03.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 96.14 € sei t  dem 15.04.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 50,65 € sei t  dem 18.03.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 70,46 € seit dem 30,04.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 20,19 € sei t  dem 17.05.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 890,51 € seit dem 03.06.2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 30,73 € seit dem 12.02.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 67,68 € sei t  dem 01.01.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 167,02 € seit dem 29.04.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 352,50 € seit dem 22.04.2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 30,99 € seit dem 07.04.2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 117,87 € sei t  dem 05.05.2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 28,45 € seit dem 05.05.2009
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 1.206,92 € seit dem 16.06.2009
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- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teitbetrag

von 146,99 € seit dem 29.07,2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem. Teilbetrag

von 65,15 € sei t  dem 03.05.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 21,74 € sei t  dem 03.05.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 92,33 € seit dem 03,03,2009
- nebst 5 ProTentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 131 ,83 € sei t  dem 02,02,2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 15.70 € sei t  dem 29.01.2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einem Teilbetrag

von 12,4B € seit dem 21.03,2008
- nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem Basiszinssatz aus einenr Teilbetrag

von 66,60 € seit dem 18,04,2008

sowie weitere 459,40 € nebst 5 Prozentpunkten Zinsen hieraus über dem Basiszins-

satz seit Rechtshängigkeit zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte ist im Rahmen ihrer Klageerwiderung zunächst der Auffassung, dass die

Klägerin vorliegend nicht aktivlegitimierl sei. Zwar hätten die jeweil igen Unfallgeschädig-

ten ihre Ersatzansprüche gegen den Schädiger und dessen Haftpfl ichtversicherung zur

Sicherheit an die Klägerin abgetreten. Die jeweil igen Sicherungsabtretungen der Unfall-

geschädigten an die Klägerin seien jedoch wegen Verstoßes gegen. das Rechtsbera-

tungsgesetzbzw. das Rechtsdienstleistungsgesetz gemäß S 134 BGB nichtig. Die Klä-

gerin nehme in keinem Fall ihren eigentlichen Vertragspaftner, den unfallgeschädigten

Mieter eines Ersatzfahrzeugs, gerichttich in Anspruch, sondern gehe in einer Vielzahl

von Fällen in Form von Sammelklagen gegen den Haftpfl ichtversicherer des unfallver-

ursachenden Fahrzeugs vor. Dieses Verhalten stelle letztl ich auch eine Umgehung des

Rechtsberatungsgesetzes bzw. des Rechtsdienstleistungsgesetzes dar.
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Darüber hinaus trägt die Beklagte vor,  dass es ihr  vor l iegend in erster Linie um die
grundsätzliche Frage gehe, ob die Abrechnung von Mietwagenkosten nach der
Schwacke-Liste in Ordnung sei, oder ob nicht nach der Fraunhofer-Liste abzurechnen
sei .  Richt ig seizwar,  dass die Höhe des Normaltar i fs der r ichter l ichen Schätzung gemäß

S 287 ZPO zugänglich sei, Entgegen der Auffassung der Klägerin sei jedoch der
Schwacke-Mietpreisspiegel 2007 keine geeignete Schätzgrundlage für die Ermitflung
des Normaltarifs. Die Autovermieter seien nach der Anderung der Rechtsprechung des
BGH zum Unfallersatztarif Ende des Jahres 2004 dazu übergegangen, ihre bisherigen

als Unfallersatztarif bezeichneten Preise nunmehr gegenüber den Herausgebern der
Schwacke-Liste als Normaltarif zu bezeichnen. Die Schwacke-Listen ab dem Jahr 2006
wiesen daher deutlich höhere Beträge als Normaltarif aus als die Schwacke-Listen vor
dem Jahr 2006. Daraus folge letzt l ich,  dass die Kläger in unter Heranziehung der in der
Schwacke-Liste 2007 als Normaltarif bezeichneten Tarife in Wirklichkeit überteuerte
Unfallersatztarife in Abrechnung bringe, Die Schwacke-Liste 2007 sei daher nicht geeig-

net, eine geeignete Schätzgrundlage für die Ermittlung des Normaltarifs für Selbstzahler

darzustellen, lm Gegensatz zur Schwacke-Mietpreisliste sei die Erhebung ,,Marktpreis-
spiegel Mietwagen Deutschland 2008" des Fraunhofer-lnstituts geeignet, den Normal-
tarif für Selbstzahler wiederzugeben und damit eine geeignete Schätzgrundlage für den
Normaltarif darzustellen. So hätten inzwischen zahlreiche Oberlandesgerichte, u.a. auch
das OLG Stuttgart, entschieden, dass die Fraunhofer-Liste bei der Ermittlung des
Normaltarifs vorzugswürdig sei. Wegen der diesbezüglichen weiteren Einzelheiten wird
auf den umfangreichen Vortrag der Beklagten in ihren Schriftsätzen verwiesen,

Die Beklagte venveist des weiteren darauf, dass in zahlreichen der vorliegend streit-
gegenständlichen 29 einzelnen Fälle die Anmietung des Ersatzfahrzeugs erst mehrere
Tage nach dem Unfallereignis erfolgt sei. Den jeweil igen Unfallgeschädigten sei es da-
her nach der Rechtsprechung ohne Weiteres möglich und zumutbar gewesen, Kon-
kurrenzangebote einzuholen bzw. telefonische Preisanfragen durchzuführen. Die Be-
klagte hat insoweit zu den jeweil igen Einzelfällen verschiedene Internetangebote der
Fa.  AVls  bzw.  derFa,  Europcarvorge leg t  (vg l .  An lagen B2,B 3 ,  B  5  -827,  B  29-  B
4 4 , 8 4 6 - 8 6 0 ) .

Der Unfallgeschädigte sei gehalten, von gleichwertigen Möglichkeiten zur Schadens-
beseitigung die kostengünstigere zu wählen, wenn er nicht gegen seine Schadensmin-
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derungspflicht verstoßen wolle. Nach der Rechtsprechung des BGH müsse ein Auto-

vermieter seine Kunden über unterschiedliche Mietwagentarife sowie darüber, dass

neben dem Unfallersatztarif noch weitere, günstigere Tarife bestehen, aufklären. Ferner

müsse der Autovermieter darauf hinweisen, dass es bei der Erstattung der Unfallersatz-

tarife durch den Haftpfl ichtversicherer zu Problemen kommen könne, Vorliegend sei

davon auszugehen, dass den jeweil igen Unfallgeschädigten ein vedraglicher Schadens-

ersatzanspruch gegen die Klägerin wegen fehlender bzw. unvollständiger Aufklärung

zustehe, Dies habe im Ergebnis zur Folge, dass sich die Geschädigten keinem weiteren

Anspruch der Klägerin ausgesetzt sehen würden, weshalb die jeweil igen Unfallgeschä-

digten letztl ich keine weiteren Schadensersatzansprüche gegen die Beklagte hätten, die

nun durch Abtretung auf die Kläger in übergegangen sein könnten.

Die Beklagte ist nach alledem der Auffassung, dass in nahezu sämtlichen Fällen unter

Berücksichtigung des Normaltarifs eine Überzahlung eingetreten sei, so dass die Kläge-

rin keine weiteren Ansprüche habe. Hinsichtl ich der überzahlten Beträge hat sich die

Beklagte die Erhebung einer Widerklage vorbehalten.

Die Parteien streiten darüber hinaus in den 29 einzelnen Fällen über weitere konkrete

Streitpunkte wie etwa die jeweil ige Erforderlichkeit der Anmietung eines Ersatzfahr-

zeugs, die Verpfl ichtung zur Einholung von Konkurrenzangeboten, die Frage der Zu-

stellung und Abholung, die Frage der Erstattungsfähigkeit der Kosten einer Vollkasko-

versicherung, die Frage eines Zusatzfahrers bzw. einer Zusatzausstattung mit einem

Navigationsgerät, die Frage eines Abzugs wegen ersparter Eigenaufwendungen, die

Frage einer lediglich geringen Fahrleistung und die Frage der erforderlichen Mietdauer.

Wegen der diesbezuglichen Einzelheiten wird auf den jeweil igen Vortrag der Parteien

zu den 29 einzelnen Fällen sowie auf die diesbezüglichen Ausführungen in den Ent-

scheid ungsgrü nden verwiesen.

lm Verlauf des Rechtsstreits hat die Beklagte die Mietwagenrechnungen der Klägerin

in verschiedenen einzelnen Fällen der Höhe nach unstreit ig gestellt und in anderen ein-

zelnen Fällen lediglich noch einzelne konkrete Umstände, wie etwa die Erforderlichkeit

der Anmietung eines Ersatzfahrzeugs sowie den Umfang der Fahrleistung, bestritten,

Diesbezüglich wird insbesondere auf den Schriftsatz der Beklagten vom 04.02.2010 und

den hierauf erwidernden Schriftsatz der Klägerin vom 23,03 .2010 Bezug genommen.
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Wegen der gesamten weiteren Einzelheiten des Parteivorbringens wird auf die einge-

reichten Schriftsätze und Anlagen Bezug genommen,

Das Gericht hat Beweis erhoben durch Vernehmung der Zeugen - -

rrr, ll-Il, Gllt, llrlrr, Irr,
c r - r I I I - E D D
f|t$tund ü!f|. Wegen des Ergebnisses der Beweis-

aufnahme wird auf das Protokol l  der mündl ichen Verhandlung vom 27.09.2010 ver-

wiesen. Ferner wird auf die schrift l iche Aussage des Zeugen -Ilvom 20.08.

2010 venviesen.

Entscheid ungsg r i i  nde

L

Die Klage ist zulässig und weitestgehend auch begründet.

Die Klägerin kann von der Beklagten aus abgetretenem Recht ihrer Kunden die Zahlung

restl icher Mietwagenkosten in Höhe von 5.206,57 € nebst Zinsen verlangen.

Die Klägerin ist aktivlegitimiert.

Die jeweil igen Unfallgeschädigten haben ihre Schadensersatzansprüche gegen den

Sch?.diger und dessen Haftpfl ichtversicherung aus den jeweil igen Verkehrsunfällen auf

Ersatz der Mietwagenkosten an die Klägerin abgetreten. Diese Abtretungen sind entge-

gen der Auffassung der Beklagten wirksam und stellen keinen Verstoß gegen das

Rechtsberatungsges etzbzw, das Rechtsdienstleistungsgesetz dar. Die Abtretungserklä-

rungen sind ausweislich der vorgelegten Mietwagenrechnungen auf die Erstattung der

Mietwagenkosten beschränkt. Die Schadensregulierung im Übrigen oblag ausweislich

der Mietwagenrechnungen al le ine den Geschädigten. Darüber hinaus geht es der Klä-

gerin bei der Geltendmachung der vorliegenden Mietwagenkosten im Wesentlichen um

die Verwertung der durch die Abtretung eingeräumten Sicherheit, so dass die Klägerin

letztl ich nicht fremde Rechtsangelegenheiten der Geschädigten besorgt, sondern eine
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eigene Angelegenhei t .  Inr  Übr igen lässt  es die Rechtsprechung des BGH durchaus zu,

dem praktischen Bedürfnis nach einer gewissen Mitwirkung des Fahrzeugvermieters bei

der Geltendmachung der Schadensersatzansprüche des Geschädigten gegenüber dem

Haftpfl ichtversicherer des Schädigers Rechnung zu tragen (vgl. BGH, Urteil vom

26.10.2004 - Vl ZR 300/03 = NJW 2005, 135; BGH, Urteil vom 04.04.2006 - Vl ZR

338/04 = NJW 2006, 1726). Der Umstand, dass die Klägerin vorliegend eine Sammel-

klage über 29 einzelne Mietwagenrechnungen erhoben hat, vermag im Ergebnis nichts

zu ändern (vgl, hierzu auch die amtliche Begründung des Rechtsdienstleistungsgeset-

zes im Gesetzesentwurf der Bundesregierung (BR-Drucks. 623i06 S. 110 f.), wonach

als Anwendungsfal l  der als Nebenleistung zulässigen Inkassotät igkei t  ausdrückt ich die

Geltendmachung von Mietwagenkosten im Bereich der Unfallschadensregulierung ge-

nannt wird; ferner Grunewald/Römermann, Rechtsdienstleistungsgesetz, 1. Aufl, 2008,

S 5 RDG Rdnr.  143 f . ) .

Die 29 streitgegenständlichen Mietwagenrechnungen sind der Höhe nach weitest-

gehend gerechtfertigt,

Nach der ständigen Rechtsprechung des BGH kann der Geschädigte - bzw. nach der

vorgenommenen Abtretung die Klägerin - vom Schädiger und dessen Haftpfl ichtversi-

cherer nach $ 249 Abs. 2 Satz 1 BGB als erforderlichen Herstellungsaufwand nur den

Ersatz der Mietwagenkosten verlangen, die ein verständiger, wirtschaftl ich vernitnftig

denkender Mensch in der Lage des Geschädigten für zweckmäßig und notwendig halten

darf, Der Geschädigte ist dabei ebenso wie in anderen Fällen, in denen er die Scha-

densbeseitigung selbst in die Hand nimmt, nach dem Wiftschaftl ichkeitsgebot gehalten,

im Rahmen des ihm Zumutbaren von mehreren möglichen den wirtschaftl icheren Weg

der Schadensbehebung zu wählen. Das bedeutet für den Bereich der Mietwagenkosten,

dass er von mehreren auf dem örtl ich relevanten Markt erhältl ichen Tarifen für die An-

mietung eines vergleichbaren Ersatzfahrzeugs innerhalb eines gewissen Rahmens

grundsätzlich nur den günstigeren Mietpreis verlangen kann (vgl. aus jüngster Zeit BGH,

Urtei l  vom 14.10.2008 -  Vl  ZR 308/07 = VersR 2008, 1706; BGH, Beschluss vom

13.01.2009 -  Vl  ZR 134108 = VersR 2009, 801; BGH, Urtei l  vom 19.01.2010 -  Vl  ZR

112109 = VersR 2010,494; BGH, Urteil vom 02.02.2010 - Vl ZR 139/08 = VersR 2010,

545; BGH, Urtei l  vom 02.02.2010 -  Vl  ZR 7109 = VersR 2010,683; BGH, Urtei l  vom
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09.03,2010 - vl  ZR 6/09 = VersR 2010, 1053; BGH, urtei l  vom 18.0s.2010 - vl  zR
293108 = VersR 2010, 1054).

Nach dieser inzwischen als gefestigt anzusehenden Rechtsprechung des BGH kann

. das Gericht in Ausübung seines Ermessens nach S 287 ZPO den sog. ,,Normaltarif"
auf der Grundlage des ,,Schwacke-Mietpreisspiegels" im Postleitzahlengebiet des Ge-

schädigten ermitteln, Aufgrund dessen ist es vorliegend nicht zu beanstanden, dass die

Kläger in die hier strei tgegenständl ichen Mietwagenkosten (außer den Rechnungen Nr.  1

und Nr. 25) auf der Basis des Schwacke-Mietpreisspiegels 2007 I Normaltarif kalkuliert

und abgerechnet hat.  Die Eignung von Listen oder Tabel len,  d ie bei  der Schadens-

schätzung durchaus Venvendung finden können, bedarf nach der weiter gefestigten

Rechtsprechung des BGH nur dann der Klärung, wenn mit  konkreten Tatsachen auf-
gezeigt  wird,  dass gel tend gemachte Mängel der Schätzungsgrundlage sich auf den zu

entscheidenden Fal l  in erhebl ichem Umfang auswirken (vgl .  BGH, a.a.O.) .

Derartige konkrete Mängel hat die Beklagte vorliegend nicht dargetan.

Soweit die Beklagte in ihren umfangreichen Ausführungen die Auffassung vertritt, dass

der Schwacke-Mietpreisspiegel 2007 keine geeignete Schätzgrundlage für die Ermitt-

lung des Normaltar i fs sei ,  und dass demgegenüber die Erhebung , ,Marktpreisspiegel
Mietwagen Deutschland 2008" des Fraunhofer-lnstituts eine geeignete Schätzgrundlage

für den Normaltarif darstelle, handelt es sich hierbei um generelle und abstrakte Ein-

wände, die als konkreter Tatsachenvortrag im Sinne der genannten Rechtsprechung

des BGH nicht in Betracht kommen (vgl. OLG Karlsruhe, Urteil vom 30.04.2010 - 4 U

131/09; OLG Köln,  Urtei l  vom 20.07.2010 - l -25U 11110).  Die Beklagte kann daher im

Hinblick auf die eindeutige und gefestigte Rechtsprechung des BGH, der auch zahlrei-

che Oberlandesgerichte folgen, nicht mit dem Einwand gehört werden, dass die

Schwacke-Mietpreisliste des Jahres 2007 nicht den tatsächlichen Normaltarif darstelle,

sondern einen überteuerten Unfallersatztarif. Wie ausgeführt, ist es nach der gefestigten

Rechtsprechung des BGH nicht zu beanstanden, dass der zur Frage der Erforderlichkeit

der Mietwagenkosten vergleichsweise heranzuziehende ,,Normaltarif" anhand des

,,Schwacke-Mietpreisspiegels" ermittelt wird (vgl, hierzu BGH, a.a.O., zuletzt Urteil vom

09.03.2010 -  Vl  ZR 6/09 = VersR 2010,1053 = NJW 2010, 2569; ebenso OLG Stut tgart ,

3.  Ziv i lsenat,  Urtei l  vom 08.07.2009 -  3 U 30/09; OLG Karlsruhe, Urtei l  vom 17.03.2008 -



4 A

1 U 17108 a.  A.  OLG Stut tgart ,  12.  Ziv i lsenat,  Urtei l  vom 22.06.2010 -  12tJ 16/10, wo

die Liste des Fraunhofer-lnstituts im konkreten Fall als geeignetere Schätzgrundlage

angesehen wurde; vgl .  ferner OLG Stut tgart . ,7.  Ziv i lsenat,  Beschluss vom 10,08.2009 -

7 U 94109, wonach der Tatrichter in Ausübung seines Ermessens nach S 287 ZPO zur

Ermittlung des Normaltarifs sowohl auf die Schwacke-Liste als auch auf die Fraunhofer-

Liste zurückgreifen kann; vgl, des weiteren OLG Saarbrücken, Urteil vom 22.12.2009 -

4 U 294109, wonach der Normaltarif anhand des arithmetischen Mittels zwischen der

Schwacke-Liste und der Fraunhofer-Liste geschätzt werden kann).

Soweit die Beklagte als Vergleichsangebote zahlreiche Internetangebote der Firmen

AVIS bzw, Europcar vorgelegt hat, sind diese ebenfalls nicht geeignet, den ,,Schwacke-
Mietpreisspiegel" als Schätzungsgrundlage für den Normaltarif in Frage zu stellen. Beim

lnternetmarkt handelt es sich nämlich um einen Sondermarkt, der sich nicht ohne Weite-

res mit dem allgemeinen regionalen Mietwagenmarkt vergleichen lässt (vgl. hierzu BGH,

Urtei l  vom A2,02.2010 -  Vl  ZR7l09 = VersR 2010,683; ebenso OLG Karlsruhe, Urtei l

vom 30.04.2010 - 4 U 131/09) Abgesehen davon haben sich die streitgegenständlichen

Verkehrsunfälle im Zeitraum von Oktober 2007 bis April 2009 ereignet, während hin-
gegen die von der Beklagten vorgelegten Internetangebote in der Zeit vom 27.07. bis

30.07,2009 eingeholt wurden und daher bereits im Hinblick auf die verstrichene Zeit-
spanne nicht geeignet sind, die hier konkret in Rechnung gestellten Mietwagenkosten

der Höhe nach in Frage zu siellen.

Eine Beschränkung der Anspruchshöhe ist des weiteren auch nicht unter dem Gesichts-
punkt einer Schadensminderungspflicht gemäß S 254 BGB bzw. unter dem Gesichts-
punkt einer Erkundigungspflicht der Geschädigten nach entsprechenden Vergleichs-

oder Konkurrenzangeboten geboten, Da die Anmietungen - wie dargelegt - zum ersta!

tungsfähigen Normaltarif erfolgt sind und die Klägerin infolge dessen keine Ansprüche

auf Zahlung von Beträgen erhebt, die den ,,Normaltarif" übersteigen, waren die Geschä-

digten entgegen der Auffassung der Beklagten nicht gehalten, sich nach weiteren Miet-

wagenangeboten zu erkundigen, Vor diesem Hintergrund ist daher letztl ich auch nicht

von Belang, dass die jeweil igen Geschädigten in zahlreichen der vorliegend streitgegen-

ständlichen Einzelfälle den Mietwagen erst einige Tage nach dem Unfallereignis in An-

spruch genommen haben.
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Da die Klägerin - wie dargelegt - lediglich den Normaltarif abrechnet und dies nach der

gefestigten Rechtsprechung des BGH nicht zu beanstanden ist, kommt auch die von der

Beklagten vorgetragene Problematik eines Aufklärungsverschuldens des Autovermie-

ters,  a lso der Kläger in,  in Form einer culpa in contrahendo vor l iegend nicht  zum Tragen,

Nach alledem ergibt sich, dass nach der aktuellen Rechtsprechung des BGH die vorlie-

gend vorgenommene Abrechnung der Mietwagenkosten nach der Schwacke-Liste 2007

im Ergebnis nicht  zu beanstanden ist ,  so dass unter diesem Gesichtspunkt die gesam-

ten Mietwagenrechnungen gemäß den Anlagen K 1 bis K 29 -  mit  Ausnahme der Fäl le

Nr.  1 und Nr.  25 -  in Ordnung sind.

Hinsichtl ich der 29 konkreten Einzelfälle gilt im Hinblick auf die zuletzt noch streit ig ge-

bl iebenen Punkte der Höhe nach folqendes:

1.  Geschädigter: le

Die diesbezügl ich in Rechnung gestel l ten Mietwagenkosten wurden auf der Grund-

lage des mit der Beklagten zum damaligen Zeitpunkt bestehenden Abrechnungs-

tableaus (Anlage K 30) kalkuliert. Soweit die Beklagte hierzu geltend gemacht hat,

dass im Hinbl ick auf das Al ter  des Fahrzeugs eine Herabstufung in der Mietwagen-
gruppe vorzunehmen sei, hat die Klägerin zutreffend darauf hingewiesen, dass in

dem insoweit maßgeblichen ,,Mietwagentableau 0112002" (Anlage K 33) eine Herab-

stufung der Mietwagenkosten im Hinblick auf das Alter des Fahrzeugs nicht vorge-

sehen war.

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von 475,31€ verlangen.

2. Geschädigte: Fa.

Die Rechnung der Klägerin wurde der Höhe nach unstreit ig gestellt.

Die Beklagte schuldet der Klägerin damit insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von 48,47 €.
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3, Geschädigter: II

Die Rechnung der Kläger in wurde der Höhe nach unstrei t ig gestel l t .

Die Beklagte schuldet der Klägerin damit insoweit einen weiteren Betrag in Höhe
von 544,15  € ,

4.  Geschädigter: I

Die Beklagte hat insoweit geltend gemacht, dass es deim Geschädigten möglich und
zumutbar gewesen sei, günstigere Mietwagenangebote der Fa, Mercedes-Benz
L e a s i n g i n A n s p r u c h z u n e h m e n . D e r Z e u g e - h a t h i e r z u b e k u n d e t , d a s s

er sich insoweit um nichts habe kümmern müssen, da die Anmietung eines Ersatz-
fahrzeugs über die PWI (Personenwageninstandsetzung) von Mercedes erfolgt sei.
Der Umstand, dass der Geschädigte als Werksangehöriger von Mercedes - wie eini-
ge andere Geschädigte im vorliegenden Rechtsstreit - diesen naheliegenden Weg
der Anmietung eines Mietfahrzeugs über die PWI beschritten hat, ist aus Sicht des
Gerichts nicht  zu beanstanden. Die Kläger in hat im Ubrigen ein Schreiben der Fa,
DaimlerChryslerAG vom 11.03.2010 (Anlage K 34) vorgelegt, aus dem sich ergibt,
dass die Fa, DaimlerChrysler AG bei  Unfal lschäden an Fahrzeugen aus der Jahres-
wagenmiete keine Ersatzfahrzeuge für die Dauer einer Reparatur zur Verfügung
stel len kann. Der diesbezügl iche Einwand der Beklagten hat s ich demzufolge als
n icht zutreffend erwiesen.

Der Zeuge l l  t rat  darüber hinaus bekundet,  dass er das Fahrzeug auch für seine
Ehefrau angemietet habe (vgl. hierzu auch den Verrnietungsfragebogen, Anlage K
A  F \

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe
von 494,99 € ver langen.
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Die Beklagte hat auch insoweit geltend gemacht, dass es dem Geschädigten mög-
lich und zumutbar gewesen sei, günstigere Mieiwagenangebote der Fa. Mercedes-
Benz Leasing in Anspruch zu nehmen. Dieser Einwand der Beklagten führt  auch in
diesem Fall nicht zum Erfolg. Der Zeugellbekundete, dass er seines Wissens
nicht  d ie Mögl ichkei t  gehabt hätte,  e in anderweit iges Fahrzeug über Mercedes in
Gebrauch nehmen zu können. Dies entspr icht  dem oben genannten Schreiben der
Fa. DaimlerChrysler vom 1 1.03.2010 (Anlage K 34).

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe
von 16,47 € ver langen,

6,  Geschädigte:  Fa.

Die Beklagte hat insoweit die Erforderlichkeit der Anmietung eines Mietfahrzeugs
bei der Klägerin bestritten.

Der Zeuge hat insoweit bekundet, dass er keine Möglichkeit hatte,
innerhalb seiner Firma auf ein anderweitiges Ersatzfahrzeug zuzugreifen, so dass
die Anmietung eines Mietfahrzeugs bei der Klägerin notwendig war (vgl, auch das
Schreiben des Zeugen Trapp vom 2b.02.2010,Anlage K 36).

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe
von 38,12 € ver langen.

7. Geschädigter: Kurt Schlüter

Die Beklagte hat insoweit wiederum geltend gemacht, dass es dem Geschädigten
möglich und zumutbar gewesen sei, günstigere Mietwagenangebote der Fa. Merce-
des-Benz Leasing in Anspruch zu nehmen. Der Einwand der Beklagten hat sich
auch hier im Hinbl ick auf das Schreiben der Fa. DaimlerChrysler vom 11.03.2010
als unzutreffend erwiesen, wenngleich der Zeuge If hierzu keine eindeutige
Aussage treffen konnte,
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Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe
von 64,92 € ver langen.

8. Geschädiqter:

Die Rechnung der Kläger in wurde der Höhe nach unstrei t ig gestel l t .

Die Beklagte schuldet der Klägerin damit insoweit eirren weiteren Betrag in Höhe
von 73,38 €.

9. Geschädigter: Il

Die Rechnung der Kläger in wurde der Höhe nach unstrei t ig gestel l t .

Die Beklagte schuldet der Klägerin damit insoweit einen weiteren Betrag in Höhe
von 96 ,14  € .

10, Geschädigter:lII

Die Rechnung der Kläger in wurde der Höhe nach unstrei t ig gestel l t .

Die Beklagte schuldet der Klägerin insoweit einen weiteren Betrag in Höhe von
50,65 €.

11. Geschädigter:

Die Beklagte hat insoleit erneut geltend gemacht, dass es dem Geschädigten mög-
tich und zumutbar gewesen sei, günstigere Mietwagenangebote der Fa. Mercedes-
Benz Leasing in Anspruch zu nehmen. Der Einwand der Beklagten trifft auch hier
nicht zu. Die Abwicklung der Anmietung eines Mietfahrzeugs über die PWI ist im

Übrigen auch hier nicht  zu beanstanden.

Der Zeuge I hat im Rahmen seiner Vernehmung weiter bekundet, dass er mit

dem gemieteten Fahrzeug zwar nur eine Fahrstiecke von ca. 25 km zurückgelegt hat.
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Die Anmietung eines Mietfahrzeugs war jedoch trotzdem als erforderlich anzusehen,
nachdem der Zeuge an sich eine weit größere Fahrstrecke von etwa 100 km konkret
geplant gehabt hatte (kurzfristig abgesagte Einladung in Großbottwar).

Ferner hat der Zeuge Gbekundet, dass er das Fahrzeug auch für seine Ehefrau
mit angemietet habe (vgl. hierzu den Vermietungsfragebogen, Anlage K 37).

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe
von 70,46 € verlangen.

12, Geschädigter:

Die Beklagte hat insoweit die Erforderlichkeit der Anmietung eines Mietfahrzeugs
bei der Klagerin unter dem Gesichtspunkt einer geringen Fahrleistung bestritten.

Der Zeuge |I l hat hierzu ausgesagt, dass er mit dem Fahrzeug in drei Tagen ca,
40 km zurückgelegt habe, woraus sich an sich eine relativ geringfügige tägliche
Fahrleistung ergibt. Allerdings hat der Zeuge - weiter ausgesagt, dass er im
Hinbl ick auf die Durchführung einer Chemotherapie bei  seiner Mutter auf eine stän-
dige Mobil ität mit einem Fahrzeug angewiesen gewesen sei. Aufgrund dessen ist die
Anmietung eines Mietfahrzeugs bei der Klägerin auch hier als notwendig anzusehen.

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe
von 20,19 € ver langen.

13. Geschädigter: -f-)

Die Beklagte hat insoweit die Erforderlichkeit der Anmietung eines Mietfahrzeugs bei
der Klägerin für die Dauer von 12 Tagen bestritten,

D i e B e k | a g t e h a t d a b e i a | | e r d i n g s o f f e n b a r Ü b e r s e h e n , d a S s d e r Z e u g e -

ein Mietfahrzeug nur bis zum 13.02.2009 angemietet hat, während der Erurerb eines
Ersatzfahrzeugs erst am 13.03.2009 erfolgt ist (vgl. die Zulassungsbescheinigung,

Anlage K 38 = Anlage B 2S). Die Anmietung eines Mietfahrzeugs für die Dauer vom
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02.02.2009 bis zum 13.02.2049 ist damit ohne weiteres als notwendig anzusehen.

Dass der Zeugellden Monat vom 13.02.2009 bis zum 13,03.2009 an-

denrueitig überbrückt hat, kommt insoweit der Beklagten zugute. Der Zeuge hat fer-

ner erklärt ,  dass er in seiner Firma zwar einen großen Fuhrpark habe; es sei  ihm

aber nicht möglich gewesen, insoweit auf ein bestimmtes anderweitiges Fahrzeug

zuzugreifen. Dass der Zeuge daher (nur) für ca, zwei Wochen einen Mietwagen an-

gemietet  hat ,  is t  fo lg l ich nicht  zu beanstanden.

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von 890,51 € ver langen.

14.Geschädigter:  -

Die Rechnung der Kläger in wurde der Höhe nach unstrei t ig gestel l t .

Die Beklagte schuldet der Klägerin damit insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von 30,73 €.

15. Geschädigter:

Die Beklagte hat insoweit die Erforderlichkeit der Anmietung eines Mietfahrzeugs

bei der Klägerin unter denr Gesichtspunkt einer geringen Fahrleistung bestritten.

Die Klägerin hat demgegenüber vorgetragen, dass der Zeugell zwei Miet

verträge über zwei verschiedene Fahrzeuge abgeschlossen habe und eine Fahr-

leistung von etwa 32 km pro Tag zurückgelegt habe, Diesem Vortrag hat die Beklag-

t e z u l e t z t n i c h t r n e h r w i d e r s p r o c h e n u n d a u f d i e V e r n e h m u n g d e s Z e u g e n -

verzichtet, Damit ist die Annrietung eines Mietfahrzeugs bei der Klägerin als erfor-

der l ich anzusehen,

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von 67,68 € ver langen.

16. Geschädigter:-D
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Die Beklagte hat auch insoweit die Erforderlichkeit der Anmietung eines Mietfahr-

zeugs bei  der Kläger in unter dem Gesichtspunkt einer ger ingen Fahr le istung bestr i t -

ten.

Die Klägerin hat hierzu vorgetragen, der Zeugelhabe mit dem Fahrzeug eine

Fahrleistung von 96,75 km pro Tag zurückgelegt. Diese Angaben vermochte der

Zeugel indes nicht zu bestätigen. Er hat insoweit bekundet, dass das Fahrzeug

von einer Bekannten gefahren worden sei; wie viel sie mit dem Fahrzeug gefahren

ist ,  könne er nicht  sagen; die behaupteten 96 km seien , ,e in bisschen viel" .

Damit hat die Klägerin den erforderlichen Nachweis einer ausreichend erheblichen

Fahrleistung hier nicht erbracht, weshalb die Klägerin insoweit keinen weiteren Be-

trag von der Beklagten ver langen kann, Wegen der insoweit  im Raum stehenden

Überzahlung hat die Beklagte indes keine Widerklage erhoben.

17, Geschädigte:

Die Rechnung der Kläger in wurde der Höhe nach unstrei t ig gestel l t .

Die Beklagte schuldet der Klägerin damit insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von 352.50 €.

18. Geschädigter:J

Die Beklagte hat auch in diesem Fall die Erforderlichkeit der Anmietung eines Miet-

fahrzeugs bei der Klägerin unter dem Gesichtspunkt einer geringen Fahrleistung

bestritten.

Der Zeuge Il hat insoweit den Vortrag der Klägerin bestätigt, wonach die Fahr-

leistung mit dem Mietfahrzeug zumindest 42,5 km pro Tag betragen hat (Fahrt nach

Furtwangen und zurück). Die Anmietung eines Mietfahrzeugs ist damit als notwendig

anzusehen.
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Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von 30,99 € verlangen.

19. Geschädigte:  -

Die Rechnung der l(lägerin wurde der Höhe nach unstreitig gestetlt.

Die Beklagte schuldet der Klägerin darnit insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von  1  17 ,87  € .

20. Geschädioter:

Die Beklagte hat auch insoweit die ErJorderlichkeit der Anmietung eines Mietfahr-

zeugs bei der Klägerin unter dem Gesichtspunkt einer nicht nachgewiesenen Fahr-

leistung bestritten,

Nach der Aussage des Zeugen - ist  jedoch davon auszugehen, dass

die Fahrleistung an einem Tag mindestens die von der Klägerin genannten 37 km

betragen hat, Seine Frau habe das Fahrzeug gebraucht, weil seine Tochter seiner-

zeit krank gewesen sei, Damit ist die Anmietung des Mietfahrzeugs als gerechtfertigt

anzusehen

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von 28,45 € ver langen.

21 , Geschädigter:

Die Beklagte hat insoweit wiederum die Erforderlichkeit der Anmietung eines Miet-

fahrzeugs bei der Klägerin unter dem Gesichtspunkt einer nicht nachgewiesenen

Fahrleistung bestritten und darüber hinaus geltend gemacht, dass der Geschädigte

in dern Anmietzeitraum arbeitsunfähig krankgeschrieben gewesen sei (vgl, Anlage B

45).
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Der Zeuge F hat insoweit  in seiner schr i f t l ichen Zeugenaussage vom 20.08.

2010 mitgetei l t ,  dass s ich die Fahr le istung in 13 Tagen auf ca.  500 km belaufen

habe. Die Beklagte hat auf die Vernehmung des Zeugen I verzichtet. Damit ist

e ine ausreichende Fahr le istung als nachgewiesen und die Anmietung eines Miet-

fahrzeugs als erforderlich a nzusehen.

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von 1 .206,92 € verlangen.

22. Geschädigter: rr

Die Rechnung der Kläger in wurde der Höhe nach unstrei t ig gestel l t .

Die Beklagte schuldet der Klägerin damit insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von 146,99 €,

23. Geschädigter: IE

Die Beklagte hat insoweit wiederum die Erforderlichkeit der Anmietung eines Miet-
fahrzeugs bei der Klägerin unter dem Gesichtspunkt einer geringen Fahrleistung
bestritten.

Die Klägerin hat insoweit vorgetragen, der Zeuge If habe an drei Tagen ins-

gesamt 65 km zurückgelegt. Hierzu hat der Zeuge J; jedoch bekundet, dass

das auf keinen Fall r ichtig sein l<önne; er sei mit dem Fahrzeug höchstens 20 km

gefahren. Damit ist eine ausreichende Fahrleistung seitens der Klägerin nicht nach-

gewiesen.

Die Klägerin kann insoweit keinen weiteren Betrag von der Beklagten verlangen.

Hinsichtl ich der im Raum stehenden Überzahlung ist eine Widerklage seitens der

Beklagten nicht erhoben worden.

24. Geschädigter:
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Die Beklagte hat insoweit die Erforderlichkeit der Anmietung eines Mietfahrzeugs
bei der Klägerin unter dem Gesichtspunkt eines fehlenden Nutzungswillens des Ge-
schädigten sowie unter dem Gesichtspunkt einer geringen Fahrleistung bestritten.

Der Zeugefhat hierzu bekundet, dass er den Mietwagen bei der Klägerin
deshalb erst ca. vier Monate nach dem Unfallereignis angemietet habe, weil sich
erst dann der konkrete Bedarf für die Anmietung eines Mietfahrzeugs ergeben habe.
ln den Monaten zuvor habe er weiter sein nach dem Unfall noch fahrfähiges Fahr-
zeug benutzt und dann erst für die Zeit der zwei Tage dauernden Reparatur einen
Mietwagen benötigt. Damit ist von einem Nutzungswillen des Geschädigten auszu-
gehen.

Hinsicht l ich der Fahr le istung hat der Zeuge lbekundet,  dass er mit  dem Fahr-
zeug in den zwei Tagen mindestens 69 km gefahren sei, so dass eine ausreichende
Fahrleistung zu bejahen ist.

Die Anmietung eines Mietfahrzeugs ist damit insgesamt als erforderlich anzusehen.

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Hohe
von 21,74 €ver lanoen.

25. Geschädigter:

Die diesbezüglich in Rechnung gestellten Mietwagenkosten wurden wiederum auf
der Grundlage des mit der Beklagten zum damaligen Zeitpunkt bestehenden Miet-
wagentableaus (Anlage K 30) kalkuliert. Wie bereits oben unter Fall 1 e)
ausgeführt, war in dem insoweit maßgeblichen ,,Mietwagentableau 0112002'(Anlage

K 33) eine Herabstufung der Mietwagenkosten im Hinblick auf das Alter des Fahr-
zeugs nicht vorgesehen.

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe
von 92,33 € verlangen.

26. Geschädigter;
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Die Beklagte hat hier wiederum die Erforderlichkeit der Anmietung eines Mietfahr-

zeugs bei  der Kläger in unten dem Gesichtspunkt einer ger ingen Fahr le istung bestr i f

ten,

Der Zeuge Ilhat hierzu bekundet, er sei mit dem Mietfahrzeug in vier Tagen

sicherlich die von der Klägerin angegebene Strecke von 147 km gefahren, so dass

sich eine tägl iche Fahr le istung von 36,75 km ergibt .  Damit  is t  e ine ausreichende

Fahrleistung nachgewiesen.

Die Klägerin kann daher von der Beklagten insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von 131,83  €  ver langen,

27. Geschädigter:

Die Rechnung der Klägerin wurde der Höhe nach unstreit ig gestellt.

Die Beklagte schuldet der Klägerin damit insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

von 15 .70  € .

28. Geschädigter:ll l

von 12 ,48  € .

29. Geschädigter:

Die Rechnung der Klägerin wurde der Höhe nach unstreit ig gestellt.

Die Beklagte schuldet der Klägerin damit insoweit einen weiteren Betrag in Höhe

Die Rechnung der Klägerin wurde der Höhe nach unsireitig gestellt.

Die Beklagte schuldet der Klägerin damit insoweit einen weiteren Betrag in Höhe
von 66,60 €.
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In der Summe ergibt  s ich mithin ein Betrag in Höhe von 5,206,57 €,  welchen die Beklag-

te der l( lägerin noch schuldet. lm Übrigen war die Klage abzuweisen.

Die Verpfl ichtung der Beklagten zur Zahlung von Zinsen auf die jeweil igen restl ichen

Mietwagenkosten ergibt sich unter dem Gesichtspunkt des Verzuges aus den gg 286

Abs, 1,  288 Abs. 1 BGB. Hinsicht l ich des Zei tpunktes der einzelnen Mahnungen wird

auf den insoweit unwidersprochen gebliebenen Vortrag der Klägerin in der Klageschrift

VenViesen,

Schließlich schuldet die Beklagte der Klägerin noch die Erstattung der vorgerichtlich
entstandenen Rechtsanwaltsgebühren in Höhe von 459,40 € nebst Zinsen seit  Rechts-
hängigkeit  .

il.

Die l(ostenentscheidung folgt aus g 92 Abs, 1 ZPO.

Die Entscheidung über die vorläuf ige Vol lsireckbarkeit  beruht auf den SS 7OB Nr. 11,
709 ,711  ZPO.

h-
Richter am Landoericht
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